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(München/kh) – Die Rück-
nahme der in Zusammen-
hang mit der bereits be-
schlossenen Zahnersatz-Zu-
satzversicherung vorgesehe-
nen Wahlmöglichkeit für
gesetzlich Krankversicherte
zwischen privater und ge-
setzlicher Absicherung hat

offenbar zu Verlusten bei den
privaten Krankenversiche-
rern geführt.So seien „per Re-
gierungserlass“ allein bei der
Allianz Private Krankenver-
sicherung (APKV) mehr als
eine Million Euro „in den
Sand“ gesetzt worden, wird
Dr. Ulrich Rumm,Vorstands-

vorsitzender der APKV,in der
Online-Ausgabe der Ärzte
Zeitung zitiert. Dabei sei der
Konsens zwischen Regierung
und Opposition, den Zahner-
satz ab 1. Januar 2005 aus der
paritätischen Finanzierung
herauszunehmen, ein positi-
ves Signal gewesen,so Rumm
weiter. Das Reformgesetz
nämlich sah einkommensun-
abhängige Prämien vor, die
die gesetzlich Versicherten
für die Absicherung ihres
Zahnersatzes monatlich hät-
ten zahlen müssen. Wahl-
weise stand den Versicherten
die Option offen, das Risiko
privat abzusichern. Und ge-
nau auf dieser Grundlage
hätte die APKV Zahnersatz-
tarife kalkuliert und entwi-
ckelt, Anträge gedruckt,
Unterlagen erstellt und Mit-
arbeiter geschult – und damit
insgesamt eine Summe von
1,3 Millionen Euro investiert.
Diese jedoch sei durch die
Nachbesserung am Gesetz
und der damit verbundenen
Rücknahme der Wahl-Rege-
lung zu 80 Prozent umsonst
ausgegeben worden, erklärte
Rumm.
Im Vertrauen auf das 2003 ver-
abschiedete Gesetz zur Zahn-
ersatz-Versicherung hatten
im letzten Jahr bereits Tau-
sende von Versicherten Ver-
träge mit privaten Versichere-
ren abgeschlossen. So hatte
allein die Centrale Kranken-
versicherung nach eigenen
Angaben (Stand September
2004) 80.000 Verträge abge-
schlossen, die nur wenige
Monate später ganz oder teil-
weise obsolot waren.

(kh) – Tue Gutes und rede darü-
ber – wer dieses seit jeher ge-
nutzte Motto zur Eigendarstel-
lung als Zahnarzt bewusst oder
unbewusst in die Tat umsetzt,
handelt wettbewerbswidrig.
Dies jedenfalls geht aus einem
einstweiligen Verfügungsver-
fahren des Landgerichts Mün-
chen I hervor. Diesem voraus-

gegangen war die Klage des
zahnärztlichen Bezirksver-
bandes München gegen einen
Zahnmediziner,der die Praxis-
gebühr aus eigenen Mitteln
trägt und in diesem Zu-
sammenhang stets positiv in ei-
ner Münchner Boulevardzei-
tung dargestellt wurde. So lau-
tete eine Schlagzeile schlicht-
weg: „Münchner Zahnarzt
zahlt Praxisgebühr für Patien-
ten.“ 
Das war zu viel für die kla-
gende Standesorganisation
und auch für die auf Wettbe-
werbsstreitigkeiten speziali-
sierte 33. Kammer, die einen
Verstoß gegen die Berufsord-
nung sah. Dem Zahnarzt
wurde vorgeworfen, die Veröf-
fentlichung von Zeitungsbe-

richten geduldet zu haben, ob-
wohl deren Inhalt und Aufma-
chung in erster Linie Werbung
für seine Person gewesen sei.
Dem Zeitungsleser sei er – mit
entsprechendem Foto – als
sympathischer Arzt dargestellt
worden, der die Patienten von
„der Bürde des Gesetzgebers“ –
der Praxisgebühr – befreie.
Gegen diese Vorwürfe vertei-
digte sich der Zahnarzt vor Ge-
richt damit,dass er keinen Ein-
fluss auf die Berichterstattung
gehabt und den Journalisten
gegenüber lediglich bestätigt
habe, dass er die Praxisgebühr
selbst trage. Doch die Richter
blieben hart, schließlich hätte
der Mediziner erkennen müs-
sen, dass seine Äußerungen
gegenüber der Presse entspre-
chend „aufgemacht“ erschei-
nen würden.
Mit Unverständnis reagierte
Rechtsanwalt Jens Pätzold von
der medizinrechtlich speziali-
sierten Anwaltskanzlei B&L
auf das Verfahren gegen den
Arzt: „Das LG München I lässt
mit diesem Urteil die ständige
Rechtsprechung des BverfG
sowie des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte
vollständig unberücksichtigt“,
kritisiert Pätzold die Münch-
ner Rechtsentscheidung. In
dem Vorwurf gegen den Zahn-
arzt, die fraglichen Artikel ge-
duldet zu haben, sieht der
Rechtsanwalt eine Beschrän-
kung der Berufsausübungs-
freiheit, die rechts- und verfas-
sungswidrig sei.

(dh) – Jubel bei der KZBV. Ge-
gen die Stimmen der Kranken-
kassen haben sich die Vertreter
der  Zahnärzte im Bundes-
schiedsamt durchgesetzt.Kon-
kret ging es um die verwal-
tungstechnische  Anpassung
der Heil- und Kostenpläne an
das neue System der Festzu-
schüsse.Da sich KZBV und die
Spitzenverbände der Kranken-
kassen nicht auf eine gemein-
same Linie einigen konnten,
musste das Bundesschiedsamt
als vom Gesetzgeber be-
stimmte Schlichtungsinstanz
entscheiden. Die Kassen zeig-
ten sich im Anschluss an die
Entscheidung des Schiedsam-
tes entsetzt und befürchten nun
weniger Transparenz und hö-
here Mehrkosten für die Pa-
tienten.
Im Einzelnen hat das Bundes-
schiedsamt entschieden, dass
sowohl KZBV als auch Kran-
kenkassen keine Detailinfor-
mationen über die tatsächlich
mit den Versicherten abgerech-
neten Leistungen erhalten wer-
den.Damit entfällt die Möglich-
keit, durch routinemäßige
Überprüfungen fehlerhafte
Zahnarzt-Rechnungen zu be-
reinigen. Zudem besteht zu-
künftig kein Anspruch mehr
darauf, den Steigerungsfaktor
(z. B. ob der 2,3-fache oder 3,5-
fache Satz berechnet wurde)
der privatzahnärztlichen Ge-
bührenordnung genannt zu be-
kommen. Aus Sicht der Kran-
kenkassen verringern sich so-
mit die Schutzmöglichkeiten
für die Patienten und es besteht

darüber hinaus die Gefahr ei-
ner Verschlechterung der
Mundgesundheit in Deutsch-
land,wenn immer mehr Patien-
ten wegen hoher Zuzahlungs-
forderungen die eigentlich ge-
wünschte Versorgung nicht
mehr finanzieren können. Die
Kassen fordern deshalb den
Gesetzgeber auf, diese für die
Patienten nachteiligen Rege-
lungen klarzustellen und zu
korrigieren.Die KZBV hat in ei-
ner Stellungnahme hingegen
betont, dass sich die Transpa-
renz in der Zahnersatzbehand-
lung durch die aktuelle Ent-
scheidung nur verbessern
kann. „Heute ist ein guter Tag
für den aktiven Patienten-
schutz. Der Patient erhält ge-
naue und verständliche Infor-
mationen über die Gesamtkos-
ten und über seinen Eigenan-
teil“, so Dr. Jürgen Fedderwitz,
Vorstandsvorsitzender der
KZBV.Das Bundesschiedsamt
ist ein Ausschuss ohne eigene
Geschäftsstelle und basiert
auf dem Paragraf 89; SGB V.
Kommt ein Vertrag mit ver-
tragszahnärztlichem Inhalt
nicht zu Stande, muss das
Bundesschiedsamt durch ei-
nen Mehrheitsbeschluss ent-
scheiden. Bis das neue Gesetz
in Kraft tritt,gilt das alte Recht
weiter. Das Bundesschieds-
amt setzt sich zu gleichen Tei-
len aus Vertretern der gesetz-
lichen Krankenkassen, der
KZBV sowie einem unparteii-
schen Vorsitzenden und zwei
unparteiischen Mitgliedern
zusammen.

Leben ohne Krankenversi-
cherung. Schätzungen zufolge
leben bis zu 300.000 Deutsche
ohne Krankenversicherung. Die
Gründe liegten in der schlechten
wirtschaftlichen Gesamtsitua-
tion und in der Arbeitsmarktre-
form, so Kassenexperten in der
Leipziger Volkszeitung (LVZ). Ge-
sichert sei bisher jedoch nur die
Angabe des Statistischen Bun-
desamtes, wonach 188.000 keine
Versicherung hätten. Ein Spre-
cher des Verbandes der Nieder-
gelassenen Ärzte Deutschlands
betonte gegenüber der LVZ, Lang-
zeitarbeitslose mit einem verdie-
nenden Partner würden nach den
Hartz-Regeln ihren Krankenversi-
cherungsschutz verlieren. Viele
Betroffene vergäßen aber, sich
selbst zu versichern, oder sie
könnten es sich nicht leisten. (Die
Welt)

Entsendegesetz auf Eis. Die
auf das Jahr 2005 vorgezogene
Bundestagswahl wird aller Vor-
aussicht nach das so genannte
Arbeitnehmer-Entsendegesetz zu
Fall bringen. Jede Bundesregie-
rung beginnt nach dem Prinzip der
Diskontinuität mit der Gesetzes-
arbeit neu. Die geplante Auswei-
tung von Mindestlöhnen, bislang
nur in der Baubranche üblich, auf
weitere Branchen scheint somit
vorerst gestoppt. CDU/CSU hat-
ten bereits angekündigt, das Ge-
setz wegen erheblicher Mängel
im Bundesrat zu stoppen. Durch
das Entsendegesetz hätten aus-
ländische Arbeitgeber zwar die in
Deutschland geltenden Regelun-
gen umsetzen müssen, allerdings
nur in Branchen, welche über ei-
nen bundesweit gültigen Tarif-
vertrag verfügen. Neben der Bau-
branche wären dadurch nur noch
die Banken, Maler und Dachde-
cker betroffen gewesen. Zudem
hätte das Gesetz nur Arbeitneh-
mer, also abhängig Beschäftigte
berücksichtigt, nicht aber Selbst-
ständige.

Kurz notiert
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Reformzickzack führte zu Verlusten
Allianz Private Krankenversicherung kritisiert Unbeständigkeit der Gesetzge-
ber in Sachen Zahnersatz-Versicherung / Über eine Mio.€umsonst ausgegeben

Gericht urteilt gegen Zahnarzt
Arzt darf nicht Praxisgebühr zahlen und damit
verbundene werbende Berichterstattung dulden

KZBV setzt sich durch
Entscheidung über Heil- und Kostenpläne gefallen/
Kassen befürchten weniger Transparenz

(kh) – Offenbar hat die Um-
stellung auf befundorien-
tierte Festzuschüsse zu deut-
lichen Spareffekten bei den
Krankenkassen geführt. So
sind nach Informationen des
Bundesministeriums für Ge-
sundheit und Soziale Siche-
rung die Ausgaben für Zahn-
ersatz in den ersten drei Mo-
naten dieses Jahres um 41,1
Prozent im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum gesunken –

ein Ausgabenrückgang, der
von keinem anderen Leis-
tungsbereich in der gesetz-
lichen Krankenversicherung
(GKV) getoppt wird.
Mehr eingenommen als aus-
gegeben haben die Kassen
daneben für sechs weitere
Leistungsbereiche wie u.a.
für Krankengeld (an zweiter
Stelle bei den Ausgabenrück-
gängen mit minus 8,7%) und
zahnärztliche Behandlung
(minus 4,5%).
Insgesamt jedoch stiegen die
Leistungsausgaben der Kran-
kenkassen je Mitglied um

knapp 3 Prozent im Vergleich
zum Vorjahresquartal an.Vor
allem die Arzneimittelausga-
ben legten mit 18,8 Prozent
kräftig zu. Daneben kletter-
ten die Kosten besonders bei
Früherkennungsmaßnahmen
(plus 16,1%) und häuslicher
Krankenpflege (plus 8,4%).
Auf der beitragspflichtigen
Einnahmenseite verbuchten
die Kassen lediglich einen
leichten Zuwachs von 0,5 Pro-
zent, der vor allem auf die Ar-
beitsmarktreform Hartz IV
zurückgeführt wird. Danach
müssen für die Bezieher von
Arbeitslosengeld II jetzt hö-
here Beiträge entrichtet wer-
den als für die früheren Bezie-
her von Arbeitslosenhilfe.
Trotz gestiegener Ausgaben
und geringerer Einnahmen
weisen die Kassen einen
Überschuss von rund 160  Mio.
Euro im ersten Jahresquartal
auf. Das ist deutlich weniger
als noch im Jahr zuvor, wo die
Gesundheitsreform mit einem
Plus von knapp einer Mrd.
Euro in den ersten drei Mona-
ten zu Buche schlug.Dennoch
erwartet Gesundheitsministe-
rin Ulla Schmidt, dass die
GKV auch 2005 deutliche
Überschüsse erzielen wird.
Der Grund hierfür seien die
zusätzlichen Steuergelder,die
die Kassen noch in diesem
Jahr erhalten. Zudem sollen
versicherungsfremde Leis-
tungen wie das Mutterschafts-
geld über Staatszuschüsse fi-
nanziert und die GKV damit
entlastet werden.

Weiterhin schwarze Zahlen 
Finanzentwicklung 1. Quartal: Kassen gaben für
Zahnersatzleistungen deutlich weniger aus 

ANZEIGE

Statement des Verbandes der Privaten Krankenversicherung
e. V.über den Schaden, der den PKV-Unternehmen durch die Rük-
knahme der Zahnersatzregelung entstanden ist

Im letzten Jahr nahmen Hunderttausende die Angebote der privaten
Krankenversicherung zur Absicherung des Zahnersatzes wahr. Als der
Bundestag Anfang Oktober die im GKV- Modernisierungsgesetz festge-
legte Ausgliederung des Zahnersatzes aus dem gesetzlichen Versiche-
rungsschutz zurücknahm, verloren viele Verträge ihre vertraglich verein-
barte Grundlage. 

Der dadurch in den PKV-Unternehmen insgesamt entstandene Schaden
liegt uns für die gesamte Branche jedoch nicht vor. Gleichwohl sind den
privaten Krankenversicherern durch diese Politik der Bundesregierung
erhebliche Kosten für Produktentwicklung und -vertrieb entstanden:
– Kosten durch die Kalkulation der neuen Tarife 
– Kosten durch Mitarbeiterschulung und -information
– Kosten für das Erstellen von Kundeninformationen (Broschüren, Infor-

mationen im Internet etc.)
– Vertriebskosten

Schwerwiegender als der materielle Schaden ist aber, dass offensicht-
lich weder Verbraucher noch Anbieter auf ein von der großen Mehrheit
der Bundestagsabgeordneten verabschiedetes Gesetz vertrauen kön-
nen. Aus Sicht vieler Versicherter musste der Eindruck entstehen, dass
die Versicherungsunternehmen übereilt Produkte angeboten hatten. Das
Gegenteil ist der Fall: Lange bevor Unternehmen überhaupt Tarife ent-
wickelt hatten, war die Nachfrage nach einer passenden privaten Absi-
cherung für den Zahnersatz im Frühjahr des letzten Jahres bereits enorm.
Die vollkommen unvorsehbare Änderung des GKV-Modernisierungsge-
setzes konnten die PKV-Unternehmen ebenso wenig vorausahnen wie
die Versicherten.

Statement


